
Abgeordnetenhaus B E R L I N
Der Präsident 17. Mai 2022

Richtlinien
des Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin nachä 8 Abs. 13 des Fraktionsgesetzes - FraktG — (l9. Wahlperiode)

1. Zweckbestimmung
1.1 Die Mittel nach ä 8 FraktG stehen den Fraktionen nur zur Erfüllung ihrer unmittelbaren Aufgabenals selbständige und unabhängige Gliederungen des Parlaments zur Verfügung. Dies bezieht sich auf dievergangene, gegenwärtige und zukünftige Tätigkeit der Fraktionen im Rahmen ihrer Rechtspersönlichkeitnach dem FraktG.
1.2 Im Rahmen der Zweckbestimmung nach ä 2 i. V. m. ä 3 Abs. 1 FraktG sind auch Zahlungen anMitglieder der Fraktionen zulässig, soweit dafür nicht dem Grunde nach Leistungen nach dem Landes-abgeordnetengesetz bestimmt sind.
1.3 Zahlungen für Zwecke der Parteien entSprechen nicht der Zweckbestimmung nach ä 2 i. V. m. Q 8Abs. l FraktG und sind unzulässig; vorrangig sind die Bestimmungen des Parteiengesetzes zu beachten.

2. Bewirtschaftung der Mittel
2.1 Die den Fraktionen nach ä 8 FraktG zur Verfügung gestellten Geld- und Sachmittel sind nach deinGebot der Wirtschaftlichkeit zu bewirtschaften; die eigenverantwortliche Beurteilung der politischenErforderlichkeit von Ausgaben wird davon nicht berührt.
2.2 Sonstige Geld- und Sachrnittel, die den Fraktionen zur Verfügung stehen (z. B. aus fraktions-internen Umlagen oder aus Spenden Dritter) sind getrennt von den Mitteln nach ä 8 FraktG zu bewirt-schaften. da sie nicht den Regelungen des FraktG und dieser Richtlinien unterliegen.
2.3 Die Aufnahme von Krediten im Zusammenhang mit den Mitteln nach ä 8 FraktG ist unzulässig,soweit damit das Volumen der zur Verfügung stehenden Mittel nicht nur kurzfristig geringfügig erhöhtwird (DiSpositionskredit).
2.4 Die Haushaltsführung der Fraktion einschließlich der Kontakte zur Abgeordnetenhausverwaltungund zum Rechnungshof kann von der weiterhin politisch verantwortlichen Fraktionsgeschäfisfiihrungschriftlich ganz oder teilweise an eine Person aus dem Bereich der festen Fraktionsmitarbeiter/innendelegiert werden.



3. Zahlungsverkehr
3 .1 Es ist ein Girokonto einzurichten, über das der gesamte Zahlungsverkehr der Fraktion grundsätz-lich bargeldlos vorgenommen wird. Bei Bedarf können für bestimmte Zwecke außerhalb des täglichenGeschäftsbetriebs (z. B. fur verzinsliche Anlagen) weitere Konten eingerichtet werden.
3.2 Sofern im Einzelfall Bargeld erforderlich ist, muss dieses sicher verwahrt werden; die Einrichtungständiger Bargeldbestände über 2.500 Euro ist unzulässig.
3.3 Alle Zahlungsvorgänge müssen unter Beachtung des „Vier-Augen-Prinzips“ erfolgen. DieRegelung des ä 181 BGB (Insichgeschäfte) ist nicht abdingbar.
3 .4 Zahlungen dürfen nur auf Grund von Originalbelegen, die den detaillierten Zahlungsgrundenthalten, geleistet werden. Bei Barzahlungen ist zusätzlich das Zahlungsdatum zu dokumentieren sowieein Quittungsbeleg, aus dem die Identität des Zahlungspartners hervorgeht, aufzubewahren.

4. Buchführung, Belegpflicht
4.1 Über die Verwendung der Mittel nach ä 8 FraktG ist fraktionsintern lückenlos Buch zu fuhren; dasgilt auch für das Inventarverzeichnis nach ä 8 Abs. 4 Satz 6 FraktG sowie die Zuwendungen nach ä 8Abs. 8 FraktG. Für die Buchführung über die Verwendung der Mittel nach ä 8 FraktG ist ein markt-übliches revisionsfahiges Softwareprogramrn zu verwenden; die Grundsätze ordnungsgemäßerBuchführung und zur Erstellung von Jahresabschlüssen (GoB) in der aktuellen Fassung sind zu beachten.Die Übertragung der Buchführungsaufgaben an Dritte (z. B. Lohnbuchhaltungsbüro) ist zulässig, soferndadurch keine Rechte anderer (z. B. des Rechnungshofs) beeinträchtigt werden und sichergestellt ist, dasssonstige diesbezügliche Vorschriften (z. B. Datenschutz, Steuer- und Sozialversicherungsrecht) beachtetwerden.
4.2 Der Aufbau der Buchführung soll sich an der Gliederung des Verwendungsnachweises (ä 8Abs. ll FraktG) orientieren; eine feinere Gliederung ist zulässig. Es ist eine nachvollziehbare Dokumen-tation fur die Überleitung der Buchführungsdaten in die Angaben im Verwendungsnachweis zu führen.
4.3 Alle Zahlungs- und sonstigen Vorgänge der Buchführung sind zeitnah zu buchen.
4.4 Die eindeutige Zuordnung der Buchungsbelege zu den Buchungsvorgängen muss sichergestelltsein (z. B. durch fortlaufende Nummerierung und Ablage).
4.5 Alle zahlungsbegründenden Unterlagen und sonstigen Belege der Haushaltsführung sind bis zumEnde der nachfolgenden Wahlperiode aufzubewahren, mindestens aber für die Dauer von sechs Jahrennach dem Ende des Kalenderjahres der Zahlung bzw. Buchung. Weitergehende Aufbewahrungsu oderDokumentationspflichten aufgrund anderer Bestimmungen (z. B. Steuer- oder Sozialversicherungsrecht)sind zu beachten.
4.6 Das Inventarverzeichnis nach ä 8 Abs. 4 Satz 6 FraktG muss als aktuelle Angaben zumInventargegenstand zumindest ein eindeutiges Identifikationsmerkmal (z.B. Seriennummer), Kaufpreisund Kaufdatum, Verbleib (mit Quittierung durch den jeweiligen Nutzer) sowie ggf. Details zurAussonderung enthalten.



5. Zeitliche Abgrenzungen
Aus der Zahlungsweise nach ä 10 Abs. l Satz l FraktG ergibt sich, dass Leistungen häufig bereits vordern Beginn des Monats des Rechtsanspruchs auf dem Fraktionskonto verbucht werden. Sofern dieserFall verschiedene Abrechnungszeiträurne (beim Jahreswechsel) betrifft, ist der Zahlungseingang in derBuchführung abzusetzen und in die Buchfiihrung des Folgejahres zu übernehmen. Bei allen anderenZahlungen ist das Prinzip der Jährlichkeit (Zu— und Abflussprinzip) zu beachten, evtl. rückwirkendgeltend gemachte Beträge (z. B. Sozialversicherungsbeiträge) sind aus Mitteln des laufenden Jahres zuleisten.

6. Personalausgaben
6.1 Alle Personalausgaben (feste und freie Mitarbeiter sowie sonstiges Personal) bedürfen einerschriftlichen vertraglichen Grundlage, aus der neben den Zahlungsansprüchen auch der Tätigkeitsbereichhervorgeht. Für das ständige Personal ist ein aktueller Geschäftsverteilungsplan zu fuhren, der eineBeschreibung der wahrzunehmenden Aufgaben enthält.
6.2 Als zahlungsbegründende Unterlagen aller Personalausgaben gelten darüber hinaus die diesbezüg-lichen Zahlungs- und Buchungsunterlagen und die zugrundeliegenden Berechnungen.
6.3 Aufwandsentschädigungen sind nur in angemessenem Umfang zulässig, ihre Beniessung undZusammensetzung (z. B. Sachaufwand, Zeitaufwand, Verdienstausfall) ist nachprüfbar zu dokumentieren;die einschlägigen Bestimmungen des Steuerrechts sind zu beachten.
6.4 Erstattungen aufgrund der Vereinbarung über die soziale Sicherheit der Fraktionsangestellten (ä 8Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 FraktG) sind als durchlaufende Posten gesondert zu erfassen; diesbezüglicheEinnahmen und Ausgaben müssen sich ausgleichen.

7. Leistungen an Mitglieder der Fraktion
Bei der Zahlung von Personalausgaben und Funktionszulagen für Mitglieder der Fraktionen ist derenZulässigkeit u. a. anhand der von der Rechtsprechung herangezogenen diesbezüglichen Kriterien zubeurteilen.

s. Öffentlichkeitsarbeit
Bei Ausgaben fur die Öffentlichkeitsarbeit rnuss der Bezug zur tatsächlichen Tätigkeit der Fraktionhinreichend verdeutlicht werden. Ferner muss das Verbot der — direkten und indirekten —- Parteienflnanwzierung beachtet und das Mäßigungsgebot in Bezug auf Wahlkämpfe insbesondere zur Wahl desAbgeordnetenhauses eingehalten werden; das heißt, die Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen darffortgesetzt, aber nicht gezielt wahlkarnpfbezogen verstärkt werden. Sie darf nicht auf Wahlwerbungausgerichtet sein.

9. Verbindlichkeiten
9.1 Unter dein vorn FraktG verwendeten Begriff der Verbindlichkeiten (ä 8 Abs. 10 Satz 4 FraktG)sind alle zum Stichtag (Jahreswechsel) vorhandenen Zahlungsverpflichtungen zu verstehen (z. B.unbezahlte fällige Rechnungen); eine Saldierung mit Gegenforderungen ist unzulässig. Die Verbindlich-keiten sind in der Buchführung zumindest als Merkposten zu erfassen, da sie am Stichtag in ihrer
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Gesamthöhe festgestellt und ggf. hinsichtlich ihrer Zulässigkeit beurteilt werden müssen. Die mit diesenVerbindlichkeiten zusammenhängenden Ausgaben sind aus den laufenden Mitteln zu bestreiten.
9.2 Nicht zu diesen Verbindlichkeiten gehören hingegen die Ansprüche (betr. Personalausgaben), fürdie Rücklagen für einen Sozialplan gebildet wurden.

10. Rücklagen
10.1 Rücklagen dürfen nach ä 8 Abs. 10 auf zwei Arten gebildet werden, die unterschiedliche Verwen-dungsrnöglichkeiten der Mittel zur Folge haben und sich insbesondere im Hinblick auf den Wechsel derWahlperiode deutlich unterscheiden.
10.2 Es darf eine Rücklage ohne besondere Zweckbindung gebildet werden, die für alle im Rahmen derZweckbestimmung nach 5 3 Abs. 1 FraktG liegenden Ausgaben verwendet werden kann. Diese Rücklagesoll die wirtschaftlichem Mittelverwendung ermöglichen und kann innerhalb der Wahlperiode ohnebetragliche Beschränkung von einem Kalenderjahr in das nächste übertragen werden.
10.3 Für Personalausgaben darf eine Rücklage zur Befriedigung zukünftiger Ansprüche im Rahmeneines Sozialplans gebildet werden. Diese Ansprüche müssen in ihrer Höhe anhand individueller vertrag-licher Unterlagen feststellbar sein und irn Zusammenhang mit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses(ggf. auch bei Liquidation) stehen. Sie können in ihrer Höhe entweder statisch sein oder anhand nachvoll-ziehbarer Bernessungsgrundlagen dynamisch fortgeschrieben werden; darüber hinaus gelten innerhalb derWahlperiode keine betraglichen Beschränkungen für die Übertragung von einem Kalenderjahr in dasnächste. Die Rücklage für einen Sozialplan kann nur durch dokumentierten Fraktionsbeschluss gebildet,in ihrer Höhe verändert oder aufgelöst werden.
10.4 Bei einer normalen Dauer der Wahlperiode (länger als vier Jahre) darf die Summe beiderRücklagen (allgemeine und Sozialplan) einer Fraktion nicht 50 % des Betrages übersteigen, der ihr imKalenderjahr E92 dem Wahlperiodenwechsel nach ä 8 Abs. 1 FraktG zustand.
10.5 Sofern die Dauer der Wahlperiode weniger als vier Jahre beträgt, werden die beiden Arten vonRücklagen einzeln bewertet. Da es sich um eine gegenüber dem Normalfall einschränkende gesetzlicheRegelung handelt, darf die übertragbare Summe beider Rücklagen nicht höher sein als bei einer normalenDauer der Wahlperiode. Während die Rücklage für Personalausgaben im Rahmen eines Sozialplans in derzum Ende der Wahlperiode dokumentierten Höhe in die nächste Wahlperiode übertragen werden darf,unterliegt die übertragbare Höhe der allgemeinen Rücklage den in ä 8 Abs. 10 Satz 3 FraktG genarmtenverringerten prozentualen Grenzen. Diese bemessen sich ebenfalls nach den im Kalenderjahr ggr demWahlperiodenwechsel nach ä 8 Abs. 1 FraktG gezahlten Beträgen.
10.6 Soweit übersteigende Beträge der beiden Rücklagearten an das Land Berlin zurückzuzahlen sind.müssen diese Zahlungen spätestens zum Zeitpunkt der Vorlage des Venvendungsnachweises (ä 8 Abs. 11FraktG) für das Jahr des Wahlperiodenwechsels erfolgen. Der gesetzlichen Rückzahlungsverpflichtungentgegenstehende Beschlüsse über die Rücklagenbildung der (alten oder neuen) Fraktion sind insoweitunwirksam.
10.7 Zahlungen zu Lasten der Rücklagen sind als Ausgaben zu erfassen und im Teil I des Verwen-dungsnachweises unter Nr. 2 a bis h zu buchen.



11. Rück‘zahlungen
11.1 Rückzahlungen von Mitteln nach 5 8. FraktG können aufgrund von 15 9 Abs. 5 Fra'ktG entstehen.Ebenso besteht" eine Rückzahlungsverpflichtung für Rücklägen, die beim Übertrag. in die nächste Wahl-periode die nach ä 8 Abs. 10. Satz 2 bzw. 3 FraktG zulässige Höhe überschreiten. Die Rückzahlungs-verpflichtung wird vorn Präsidenten gegen die Fraktionen geltend gemacht.
.1 1.2 Demgegenüber können auch freiwillige Rückzahlungen aus nicht benötigten Rücklagen — ggf.auch aus laufenden Zahlungen — geleistet werden.
.1 1.3 Damit diese Rückzahlungen im Rahmen der Veröffentlichung der Verwendungsnachwcisevollständig erfaSSt werden, sind sie in der laufenden. Mittelbewirtscha’ ‚ g als „Sonstige Ausgaben“ unterNr. 2 h des Teils I" des Vemendungsnachweises zu buchen.
12.. Verwendungsnachweis
12.1 Die in 5-8 Abs. 11 Satz 2 'FraktG vorgeSchene Gliederung des jährlichen V-ehvendungsnachweises(Teil I) berücksichtigt Einnahmen und Ausgaben, aber nicht die sich “aus der jahres— und wahlperioden—übergreifenden Mittelbewirtschaftung nach ä 8 Abs. 10 FraktG ergebenden Rücklagen und Verbindlich-keiten. Diese Angaben sind daher in einem zusätzlichen Teil II des VerwendungSnachweises mitzuteilen,damit die vollständige Feststellung über die Rechtmäßigkeit der Mittelbewi‘rtschaftung (einsclfließlich derRücklagenbildung)‘ getroffen "werden kann; der Inhalt des Venvendungsnachweises (Teile I und II) ergibtsich aus der Anlage.
I22 Um die öffentliche Transparenz der Fraktionsfmanzierung zu gewährlciSten, wird auch Teil II desVerwendungsnachWeises veröffentlicht; von einer entsprechenden Zustimmung der Fraktion wirdumgegangen. sofern nichts Anderes mitgeteilt Wird.
12.3 Im Interesse eines einheitlichen Erscheinungsbildes sowie der Vergleichbarkeit der veröffent-lichten Vemendung'snachweise Seil auf zuSätzliche Angaben (z. B. Abgrenzungepos'ten) verzichmtwerden.
12:4 Derartige Angaben sollten jedoch in den Bericht des Wirtschaftsprüfers "aufgenommen und “dorterläutert werden, ebenso wie z. B. Details zur Entwicklung von Rücklagen oder Verbindlichkeiten.
122.5 Beim Wahlperiodenwechsel sind zum Ende des Monats der Neukonstiulierung des Abgeordnemn-hause-s alle relevanten Buchfiihrungsdaten nachvollziehbar zu dokumentieren. Die für die rechtlichePrüfung "evtl. Rückzahlungsverpflichtungen notwendigen Daten sind in den Bericht des Wirtschafts-prüfers aufzunehmen und dem Präsidenten des Abgeordnetenhauses. vorzulegen; sie unterliegen nicht der-Veröffentlichungspflicht.
12.6 Bei der Veröffentlichung der von den Fraktionen vorgelegten Vervvendung-snachweise nach "Q 8Abs. l-l FraktG' werden die: in Anspruch genommenen Sachleistungen nach Q 8. Abs. 5 und 6iFraktGsowie zusätzliche Erläuterungen zu evtl. Rückzahlungen an den Landeshaushalt von der Abgeordneten-hau'sverwalttmg ergänzt.


